
Lfd.Nr. 17 Jahr 2025 

Verhandlungsschrift 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Pitzenberg am 
Dienstag, dem 03. Juni 2025 im Gemeindeamt Pitzenberg (Sitzungssaal). 

1 ) 

Anwesende 

1) Bgm. Franz Haghofer (VP) 
2) Vizebg. Wolfgang Kinberger (VP) 
3) GR Viktoria Harreither (VP) 
4) GV DI (FH) Martin Werner (VP) 
5) GR DI (FH) Hubert Brandmayr (VP) 
6) GR Christian Mandl (FP) 
7) GR Alexander Pohn (FP) 
8) GR Friedrich Traidl (SP) 
9) GR Rico Welzel (SP) 

10) GR Philipp Treiben reif (GR) 

Ersatzm itg I ieder: 
EM Alois Mayr (VP) 
EM Michael Voglhuber (VP) 
EM Wilhelm Frickh (GR) 

für GR Markus Lindebner (VP) 
für GR Josef Baumgartner (VP) 
für GR Christoph Neumüller BEd (GR) 

Der Leiter des Gemeindeamtes: Amtsleiter Markus Wintersteiger 

Fachkundige Personen (§ 66 Abs.2 O.ö.GemO.1990): 

) Mitglieder mit beratender Stimme in Ausschüssen (§ 18 Abs.4 O.ö.GemO.1990): 

Es fehlen: 
entschuldigt: 

GR Josef Baumgartner (VP) 
GR Christoph Neumüller BEd (GR) 
GR Markus Lindebner (VP) 

unentschuldigt: 

Die Schriftführerin (§ 54 Abs.2 O.ö.GemO.1990): Andrea Silbermayr 
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Der Vorsitzende eröffnet um 19:33 Uhr die Sitzung und begrüßt alle Anwesenden. Sodann stellt er 
fest, dass 

a) die Sitzung vom ihm - dem Bürgermeister - einberufen wurde; 

b) die Verständigung hierzu an alle Mitglieder zeitgerecht und schriftlich und nachweis­ 
lich per Intranet am 26.05.2025 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; 

c) die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 26.05.2025 öffent­ 
lich kundgemacht wurde; 

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

e) die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 11.03.2025 bis zur heutigen Sit­ 
zung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, wäh­ 
rend der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis 
zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. 

Die Tagesordnung umfasst: 
/ 1 

1. Bericht des Bürgermeisters 
2. Kenntnisnahme des Prüfungsausschussberichtes vom 28.04.2025 
3. Ankauf einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 763 KG 50207 Oberndorf zur Er­ 

weiterung des „Parkplatz Nord" beim Verwaltungszentrum 5+; Beschluss Kauf­ 
vertrag 

4. Wolke 8; Vertrag zur Überlassung von Flächen für den Parkplatz 
5. Wolke 8; Beschlussfassung der Vereinbarung über die Errichtung und den Be­ 

trieb zwischen den 8 beteiligten Gemeinden sowie des Arbeitsübereinkommens 
mit der Pfarrcaritas Schwanenstadt 

6. Übernahme eines außerordentlichen Gastbeitrages für die Sanierung des Kin­ 
dergartens Bach 

7. AT-Alert-Abschluss einer Vereinbarung mit den Mobilfunkbetreibern - Be- 
schluss Ermächtigung Land OÖ zum Abschluss für die Gemeinde / 

8. Verkauf Teilfläche Grundstück Nr. 1717/6 (Hochstraße)- Beschluss Kaufvertrag 
9. Verwendung Freiwilliger C02-Ausgleich MSV Schwanenstadt - Beratung und 

Beschlussfassung 

Allfälliges 

Tagesordnung, Beratungsverlauf und Beschlüsse: 

Bürgermeister Franz Haghofer ehrt vor Eintritt in die Sitzung Manuela Traidl für ihr bewunderns­ 
wertes Arrangement der Gesunden Gemeinde in Pitzenberg. Für die Leitung von 15 Jahren der 
Gesunden Gemeinde wird Frau Manuela Traidl ein Blumenstrauß und ein Gutschein überreicht. 
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DRINGLICHKEITSANTRAG 

) 

Es wird der Antrag gestellt, dem Tagesordnungspunkt 

Sanierung Volksschule Schwanenstadt - Vereinbarung gern. §§ 50 und 51 Oö. Pflichtschul- 
organisationsgesetz 1992 betreffend die Entrichtung von Schulerhaltungsbeiträgen 

die Dringlichkeit zuzuerkennen und diesen am Schluss der Tagesordnung unter dem Punkt Allfälli­ 
ges zu behandeln. 

Die Stadtgemeinde Schwanenstadt muss die Volksschule Schwanenstadt umfassend sanieren 
und erweitern. Die Kosten für die Sanierung fallen gemäß §§ 50 Oö. Pflichtschulorganisationsge­ 
setz 1992 in den laufenden Schulerhaltungsaufwand und sind auf die betreffenden Gemeinden 
umzulegen. Für die Erstellung des Finanzierungsplanes braucht die Stadtgemeinde die Zusagen 
der Gemeinden. Damit der Finanzierungsplan rechtzeitig für die Gemeinderatssitzung der Stadt­ 
gemeinde erstellt werden kann, ist eine rasche Rückmeldung erforderlich, weshalb die Dringlich­ 
keit gegeben ist. 

Abstimmung: einstimmige Annahme 

Bürgermeister Haghofer merkt an, dass die Bürgerfragestunde nicht genutzt wurde und beginnt mit 
dem Bericht des Bürgermeisters. 

1. Bericht des Bürgermeisters 

) 

Der Bürgermeister begrüßt die Anwesenden und teilt mit, dass am 7.04.2025 die Verleihung des 
goldenen Ehrenzeichens der Republik Österreich vom Landeshauptmann an Herrn Johann Huber 
überreicht wurde. 

Stöhr Johann aus der Gemeinde Pitzenberg war 5500 Nutzer des Zugtickets. Dies wurde auch in 
der Zeitung veröffentlicht. 

Die elektrischen Leitungen in Höck, Pitzenbergholz und Aich wurden durch die Fa. KWG fertigge­ 
stellt. Weiters wurde der Trafo in Höck zum Gamper Parkplatz ebenfalls fertiggestellt und die Fa. 
Nöhmer konnte im Zuge dessen auch ihre Arbeiten abschließen. In Höck besteht jetzt die Möglich­ 
keit, dass der Anbieter gewechselt werden kann. 

Alle Leitungen der Wassergenossenschaft Aich sind verlegt. Hier wird noch auf das Schreiben der 
Wasserrechtsverhandlung der Bezirkshauptmannschaft gewartet. 

Bzgl. der Beschwerden des Hundekots bringt der Bürgermeister den Vorschlag ein Schild anzufer­ 
tigen mit dem Hinweis zur Leinenpflicht. Auch am Kinderspielplatz wäre ein Schild mit dem Hin­ 
weis „Hunde an die Leine" sinnvoll. 

Die Neueröffnung vom Kindergarten Wolke 8 in Oberndorf wird am 26.9.2025 stattfinden. 
Vorab wurde der Gemeinderat und die Gemeindebediensteten am 1.7.2025 um 18:00 Uhr zur Be­ 
sichtigung des neuen Kindergartens eingeladen. 

Der organisierte Schwimmkurs im Juni 2025 ist mit 13 Kinder ausgebucht. 

Bezüglich Ableitung von Oberflächenwässer diverser Waldwege wurde mit den entsprechenden 
Grundeigentümern gesprochen. In Pitzenbergholz wird für die Verbesserung des Abflusses (Weg 
Grundstück Nr. 1726/2) ein Geländemulde (Rückhaltebecken) errichtet; diese Lösung wurde be­ 
reits beim Spielplatz in Höck umgesetzt und hat sich bewährt. 

Ein neuer Standort in Höck wurde für die mobile Geschwindigkeitsanzeige gefunden. Der Bauhof 
wird diese dort neu platzieren. 
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Das neue E-Auto im Bauhof ist bereits in Betrieb und der John Deere Traktor wird am 16. Juni 
2025 geliefert. 

Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass Biertische zum Verleihen im Mehrzweckge­ 
bäude in Pitzenberg stehen. Zusätzlich gibt es einen Autoanhänger mit 1 O Garnituren, diese kön­ 
nen ebenfalls ausgeliehen werden. 

In Pitzenbergholz und gegenüber vom Spielplatz müssen dringend die Birken und die Kastanien­ 
bäume zurückgeschnitten werden, da die Äste schon sehr in die Straße hängen. Hier muss auch 
mit den Grundeigentümern gesprochen werden. GR Hubert Brandmayr klärt dies vor Ort. 

In der Wiesmühl werden Holzbringungsarbeiten auf den Straßen ausgeführt ohne Rückewagen für 
den Holztransport. Hier müssen die betroffenen Bauern angesprochen und aufgeklärt werden. 

Bei den Überprüfungen der Kinderspielplätze war alles in Ordnung und wurden die Geräte mit „gut" 
bewertet. Eine Seilrutsche muss anders eingestellt werden, da die Fallhöhe zu hoch ist. 
Angedacht wird, dass der Spielturm vom Spielplatz in Pitzenbergholz erneuert wird, da er leicht 
morsch ist. Ein Fußballtor wird auch in Betracht gezogen. 

2. Kenntnisnahme des Prüfungsausschussberichtes vom 28.04.2025 ) 

Der Bürgermeister übergibt dazu das Wort an Prüfungsausschussobmann Friedrich Traidl. 
GR Friedrich Traidl bringt nachstehenden Prüfbericht vom 28.04.2025 zur Kenntnis. 

Prüfungsergebnis 

Zu Top 1: Kanalgebühren 

Es wurde eine Auflistung der Kanalbenützungsgebühren der letzten Jahre, sowie deren 
Kalkulation vorgelegt, erklärt und überprüft. 

Zusätzlich wurden noch die Kanalanschlussgebühren der Jahre 2023 und 2024 
durchgesehen und deren Verrechnung überprüft. 

Kanalbenützungsgebühr 
2/851000/8$2 ) 

... ·······························•······•····•· ······1 

Verrechnet Verbrauch in m" 1 

'-··-··-··-··-··-·· ···-··-·· :~-=-··~:~=--~: -·-·- .. . ·=-=-~·. --=-_..~1 Tarif 

. -· . •-· ·-· . ;?;9.?.~. . .. -·· 4.~ 1 ··············•··········· ········· . 
·-··-·-··-·--~<?.~.~. -··-··-···-··-···-4•_11 ··- ~1.41?;,20 € ·--· 19.808,32 
-----··--·--3.~23 4,.11 78.162,72 € 19.017,69 

2022 4,11 7B.939,22€ 19.206,62 
,_,.,... ••• ,u.·,,-., _. •.• ,._,,. _.,.,_.,. •. ,.,.., ••.•. ...,._ .••• ,.,,.,, •. , • ...,_ .• ,.•• -~•-~~•N•"••HA·•••,,,.,....._,.,._, .,_.,.,,, ~•-•,.,._.._,,..,._.,..,_.., • 

_,., .... ~•--· 2021 ···--··--·-· ~ •. 99 ._._80.188,85 € j 20.:2~7._46 
---··-"' . ~020 ---· =-·- ~ .. 91 _J~:..2-~.s.~~ ! .. , ,.. 1a:7?2_t7a 

Nettop.relse 

Diese Zahlen wurden auch mit der Kanalgebührenordnung verglichen. In diesem Zuge 
wurde erkannt, dass eine Anpassung der Kanalgebührenordnung, bezüglich der 
möglichen Modelle der Abrechnung der Kana!benützungsgebühr notwendig erscheint 
Es wird empfohlen dass sich der Gemeinderat mit der 
Änderung/Anpassung/Neufassung der Kanalgebührenordnung befasst. 



5 

Z TO·. P 2 Allf'fl. · · · . u . . . .. . B 19es 

Die genaue Berechnung des Kindergartenabganges Atzbach 2023 von der Pfarrcaritas 
wurde nachgereicht und vorgelegt. Außerdem wurde noch die Grundlage der Zahlung 
an die Pensionskassa Va!ida für den Bürgermeister sowie deren Berechnung 
nachgereicht. 

Die nächste Sitzung findet am 08. Juli 2025 um 18:00 Uhr im Gemeindeamt im kleinen 
Sitzungssaal statt. Als Tagesordnungspunkt werden die offenen Forderungen, 
Belegsprüfung und Allfälliges aufgenommen. 

In einer der nächsten Sitzungen werden die nicht am Kanal angeschlossenen 
Haushalte überprüft. 

Keine weiteren Meldungen. 

) 

Nachdem keine Fragen gestellt werden, gilt der Prüfbericht vom Gemeinderat zur Kenntnis 
genommen. 

3. Ankauf einer Teilfläche des Grundstücks 763 KG 50207 Oberndorf zur Erweite­ 
rung des „Parkplatz Nord" beim Verwaltungszentrum 5+; Beschluss Kaufvertrag 

) 

Bürgermeister Franz Haghofer übergibt dazu das Wort an Amtsleiter Markus Wintersteiger. Amts­ 
leiter Markus Wintersteiger teilt mit, dass durch das Projekt der neuen Kinderbildungs- und - 
betreuungseinrichtung in Oberndorf und der dazu führenden Knappheit an vorhandenen Parkplät­ 
zen beim Verwaltungszentrum 5+ der Parkplatz hinter dem Gemeindeamt „Parkplatz Nord" um 24 
Stellplätze erweitert wurde. Für diese Errichtung mit der erforderlichen Breite eines beidseitig nutz­ 
baren Parkplatzes war es notwendig, einen Streifen Grund von den Besitzern der westlichen Par­ 
zelle Nr. 763 zu erwerben. 

Die Fläche wurde nach Parkplatzerrichtung vom Vermessungsbüro DI Herbert Ahrer bereits ver­ 
messen. Aufbauend auf diese Vermessungsurkunde hat Rechtsanwalt Mag. Jürgen Zahradnik 
einen Kaufvertrag (Anlage TOP 4) für die Teilfläche von 118 m2 ausgearbeitet. In einem früheren 
Optionsvertrag, welcher vor dem Bau mit den Liegenschaftsbesitzern abgeschlossen wurde, wurde 
ein Kaufpreis von € 100 /m2 für die als Wohngebiet gewidmete Fläche vereinbart. Mit dem Flä­ 
chenausmaß ergibt sich demnach ein Kaufpreis von€ 11.800,-. 

Die Teilfläche von 118 m2 wird der Parkplatzparzelle Nr. 758/1 KG Oberndorf zugeschrieben. Da 
alle vier Gemeinden der Verwaltungsgemeinschaft Eigentümer dieser Parzelle sind, erfolgt die 
Aufteilung des Kaufpreises im Ausmaß der Anteile einer jeden Gemeinden am Grundstück wie 
folgt: 

Oberndorf 
Pitzenberg 
Pühret 
Rutzenham 

6603/10000 Anteile 
1320/10000 Anteile 
1464/10000 Anteile 
613/10000 

€ 7.791,54 
€ 1.557,60 
€ 1.727,52 
€ 723 34 
€ 11.800,00 

Die Grunderwerbsteuer (3,5 %) sowie die Eintragungsgebühr (1, 1 %) werden ebenfalls nach die­ 
sem Prozentschlüssel aufgeteilt. 

Zwischen den acht am KBBE-Projekt beteiligten Gemeinden wurde vereinbart, dass die Gemeinde 
Oberndorf auf ihre Kosten den zusätzlichen Parkplatz herstellt und dafür eine jährliche Pacht von 
den sieben anderen Gemeinden erhält. Für die Gemeinde Pitzenberg fallen somit nur die Kosten 
für den Grundkauf und keine Errichtungskosten für die Parkfläche an. 
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GR Philipp Treibenreif erkundigt sich nach den Kosten für einen Parkplatz. Amtsleiter Markus Win­ 
tersteiger erklärt nochmal kurz die einzelnen Eckpunkte dazu und informiert den Gemeinderat, 
dass der Parkplatz den vier Gemeinden gehört. 

Bürgermeister Franz Haghofer merkt an, dass beim Bau des Parkplatzes ein neues Konzept ohne 
Versiegelung angewandt wurde. 

GR Philipp Treibenreif spricht sich nicht für den Parkplatz aus, er möchte gerne eine bessere Inf­ 
rastruktur für Radfahrer und Fußgänger, sowie eine Abstellfläche für Fahrräder. 

GR Philipp Treibenreif betont weiter, dass ein nachhaltiges Mobilitätskonzept für die Gemeinde 
wünschenswert wäre und dass dies auch entsprechend berücksichtigt werden, sollte. 

Bürgermeister Franz Haghofer erklärt, dass bereits bei der Planung des neuen Kindergartens auch 
ein Mobilitätsprinzip besprochen wurde, jedoch ist hierfür die Gemeinde Oberndorf zuständig. Pro 
Kindergartengruppe müssen gewisse Parkplätze vorhanden und zur Verfügung stehen. 

GR Fritz Traidl schlägt vor, das Konzept an den Gemeinderat Oberndorf zu übertragen, um die 
möglichen Optionen zu prüfen. GR Wilhelm Frickh unterstützt ebenfalls die Entwicklung eines Mo­ 
bilitätskonzepts. 

Nach kurzer Diskussion stellt der Bürgermeister den Antrag, der Gemeinderat möge be­ 
schließen, den Kaufvertrag lt. Anlage TOP 3 für den Ankauf einer Teilfläche von 118 m2 vom 
Grundstück 763 KG Oberndorf zu beschließen. 

Die Anlage TOP 3 bildet einen wesentlichen Bestandteil dieses Beschlusses. 

Die Abstimmung erfolgt durch Handerheben und ergibt: 
11x Ja 
2x Nein (GR Philipp Treibenreif (GR), Wilhelm Frickh (GR)) 

) 

4. Wolke 8; Vertrag zur Überlassung von Flächen für den Parkplatz 

Bürgermeister Franz Haghofer teilt mit, dass zwischen den acht am Kinderbetreuungsprojekt 
Oberndorf beteiligten Gemeinden vereinbart wurde, dass für den Betrieb der neuen Kinderbetreu­ 
ungseinrichtung der Parkplatz erweitert wird. Die zusätzlichen 24 Parkplätze werden von der Ge­ 
meinde Oberndorf auf ihre Kosten auf dem Grundstück 758/1 KG Oberndorf (Erweiterung Park- 
platz Nord) errichtet. Die Gemeinde Oberndorf erhält im Gegenzug dafür eine jährliche Pacht lt. ) 
Vertrag zur Betriebsüberlassung mit der Pfarrcaritas Schwanenstadt in Höhe von € 3.000,-. Diese 
Pacht ist von den acht Gemeinden im Ausmaß der Kinder zu tragen, die die Einrichtung besuchen 
(Abrechnung über Kopfquote). 

Da alle vier Gemeinden der Verwaltungsgemeinschaft Pitzenberg, Pühret, Rutzenham und Obern­ 
dorf Eigentümer der Parzelle 758/1 sind, ist eine Vereinbarung notwendig, mit der die Gemeinden 
Pitzenberg, Pühret und Rutzenham die Fläche der Gemeinde Oberndorf für den Zweck der Park­ 
platzerrichtung überlassen. Die Überlassung erfolgt unentgeltlich, da die Kosten für die Parkplatz­ 
errichtung alleinig von der Gemeinde Oberndorf getragen werden und gilt für die Dauer des auf­ 
rechten Bestandes des Vertrages zur Betriebsüberlassung. 
Diese Vereinbarung wurde von Rechtsanwalt Mag. Zahradnik ausgearbeitet und bildet die Beilage 
TOP4. 

Zur Info - Aufteilung Eigentumsanteile am Grundstück Nr. 758/1 KG Oberndorf: 

Oberndorf 
Pitzenberg 
Pühret 
Rutzenham 

6603/10000 Anteile 
1320/10000 Anteile 
1464/10000 Anteile 
613/10000 Anteile 
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Nach dem keine Fragen gestellt werden, stellt der Bürgermeister den Antrag, der Gemeinde­ 
rat möge beschließen, dass die Gemeinde Pitzenberg mit der Gemeinde Oberndorf bei 
Schwanenstadt für die Überlassung der für die 24 Parkplätze notwendigen Flächen die Nut­ 
zungsvereinbarung laut Anlage TOP 4 abschließt. 
Die Anlage TOP 4 bildet einen wesentlichen Bestandteil dieses Beschlusses. 

Die Abstimmung erfolgt durch Handerheben und ergibt: 
11x Ja 
2x Nein (GR Philipp Treibenreif (GR), Wilhelm Frickh (GR)) 

5. Wolke 8; Beschlussfassung der Vereinbarung über die Errichtung und den Be­ 
trieb zwischen den 8 beteiligten Gemeinden sowie des Arbeitsübereinkommens 
mit der Pfarrcaritas Schwanenstadt 

) 

) 

Bürgermeister Franz Haghofer übergibt dazu das Wort an Amtsleiter Markus Wintersteiger. Amts­ 
leiter Markus Wintersteiger teilt mit, dass der Vertrag über die Errichtung und den Betrieb einer 
gemeindeübergreifenden regionalen Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung (KBBE) von allen 
acht beteiligten Gemeinden bereits in der Gemeinderatssitzung im März 2022 beschlossen wurde. 
Die grundlegende Aufteilung der Prozentanteile blieb unverändert, allerdings waren noch einige 
Anpassungen im Vertrag aus steuerrechtlicher Sicht notwendig. Hier gab es eine enge Abstim­ 
mung zwischen dem Steuerberatungsbüro Leitner+Leitner, Rechtsanwaltskanzlei Mag. Zahradnik 
sowie der Gemeinde Oberndorf. Der neue Vertragsentwurf bildet die Anlage TOP 5a. 

Die Bildungsdirektion OÖ hat mit Schreiben vom 13.02.2024 die Bedarfsprüfung für die gemeinde­ 
übergreifende Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung, Wolke 8, durchgeführt und den Bedarf 
von 5 Krabbelstubengruppen und 2 Kindergartengruppen bestätigt, wobei empfohlen wird, dass 
eine Krabbelstubengruppe so vorgesehen werden soll, dass sie im Bedarfsfall auch als Kindergar­ 
tengruppe genutzt werden kann. 

Aufgrund der gesetzlichen Änderung beträgt die Kinderhöchstzahl in Kindergartengruppen ab dem 
Kindergartenjahr 2025/2026 maximal 22 Kinderbetreuungsplätze und ab dem Jahr 2028/2029 ma­ 
ximal 21 Kinderbetreuungsplätze. Die Kinderhöchstzahl in Krabbelgruppen bleibt mit 10 Kinder 
unverändert. Aufgrund des festgestellten Bedarfes ergeben sich somit unter der Annahme von 3 
Kindergarten- und 4 Krabbelgruppen insgesamt 106 Betreuungsplätze ab 2025/2026 und 103 Be­ 
treuungsplätze ab 2028/2029. 

Die Aufteilung der Kinderbetreuungsplätze auf die Gemeinden wurde entsprechend den Berech­ 
nungen und Besprechungen endgültig im Vertrag über die Errichtung und den Betrieb lt. Anlage 
TOP 5a mit folgenden Prozentsätzen festgelegt: 

Gemeinde Anteil in% 
Pitzenberg 5,05% 
Pühret 6,06% 
Rutzenham 2,02% 
Oberndorf 1,01% 
Schlatt 23,23% 
Schwanenstadt 41,42% 
Niederthalheim 18,18% 
Atzbach 3,03% 
Summen 100,00% 

Unter Zugrundelegung obiger Prozentsätze ergibt sich eine Verteilung der Kinderbetreuungsplätze 
wie folgt: 
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Gemeinde Kinderbetreuungsplätze ab'l.028/29 
ab 2025/26 

Pitzenberg 5 5 
Pühret 7 6 
Rutzenham 2 2 
Oberndorf 1 1 
Schlatt 25 24 
Schwanenstadt 44 43 
Niederthalheim 19 19 
Atzbach 3 3 
Summen 106 103 

Der Vertrag zur Betriebsüberlassung sowie das Arbeitsübereinkommen mit der Pfarrcaritas 
Schwanenstadt bilden Beilagen zum Hauptvertrag. Diese beiden Verträge wurden bereits mit der 
Rechtsabteilung der Diözesanfinanzkammer abgestimmt und können laut schriftlicher Auskunft 
des zuständigen Juristen in dieser Form kirchenbehördlich genehmigt werden. 

Die Vereinbarung für die Errichtung und den Betrieb einer gemeindeübergreifenden regionalen ) 
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung (KBBE) lt. Anlage TOP 5a ist von den Gemeinderäten 
der beteiligten acht Gemeinden zu beschließen. Die Vereinbarung mit Beilagen wurde jedem Ge­ 
meinderatsmitglied mit der Sitzungseinladung zugestellt. 

Der Vertrag zur Betriebsüberlassung (Anlage TOP 5b) wird zwischen der Gemeinde Oberndorf als 
Standortgemeinde und der Pfarrcaritas Schwanenstadt abgeschlossen. Das Arbeitsübereinkom­ 
men ist von allen acht beteiligten Gemeinden zu beschließen und bildet die Anlage TOP 5c. 

Der Vertrag zur Betriebsüberlassung, Beilage ./A, bildet die Anlage TOP 5b. 
Das Arbeitsübereinkommen, Beilage ./B, bildet die Anlage TOP 5c. 
Der Leitfaden zur Vermögensbewertung; Nutzungsdauertabelle, Beilage ./C, bildet die Anlage TOP 
5d. 

Nachdem keine Fragen gestellt werden, stellt der Bürgermeister den Antrag, der Gemeinde­ 
rat möge beschließen, dass die Gemeinde Pitzenberg die Vereinbarung für die Errichtung 
und den Betrieb einer gemeindeübergreifenden regionalen Kinderbildungs- und - 
betreuungseinrichtung (KBBE) lt. Anlage TOP Sa (Entwurf vom 16.0S.2025) mit den ange- 
führten Beilagen sowie das Arbeitsübereinkommen Beilage ./8 lt. Anlage TOP Sc (Entwurf ) 
vom 07.0S.202S) beschließt. 

Die Beilagen TOP a, b, c und d bilden einen wesentlichen Bestandteil dieses Beschlusses. 

Die Abstimmung erfolgt durch Handerheben und ergibt: EINSTIMMIGE ANNAHME 

6. Übernahme eines außerordentlichen Gastbeitrages für die Sanierung des Kin­ 
dergartens Bach 

Der Bürgermeister teilt mit, dass die Gemeinde Rutzenham für das Projekt Kindergarten Bach Ge­ 
neralsanierung mit 29.01.2025 den Finanzierungsplan vom Amt der OÖ Landesregierung, Abtei­ 
lung Inneres und Kommunales, mit der Zahl IKD-2024-423637/10-Kt wie folgt erhalten hat: 
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,!Jeicbnung der ..... 
Fin!n~ierungsmittel 2029· 

Eigenmittel der Gemeinde 45.100 45.100 

Eigenmittel der Gemeinde - 
Zukunftsfonds 8.300 8.300 8.300 24.900 

LZ, Kindergarten 116.000 250.000 250.000 616.000 

BZ - Projektfonds 168.000 168.000 168.000 504.000 

BZ - Sonderfinanzierung - 
Förderzuschlag 15% 70.000 70.000 70.000 210.000 

Summe in Euro 246.300 291.400 362.300 250.000 250.000 1.400.000 

Die Generalsanierung ist im Zeitraum von Juli 2025 bis spätestens Juni 2026 geplant. Lediglich 
das Dach bleibt bestehen, da dieses im Jahr 2019 erneuert wurde. Die im Erdgeschoß befindliche 
Schul- und Kindergartenküche ist nicht Teil der Sanierung. 

) Die Kosten für diese Sanierungsmaßnahmen inklusive der Kosten für ein adäquates Ausweich­ 
quartier werden im Sinne des § 28 Oö. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes der laufenden 
Abgangsdeckung zugeordnet und als außerordentlicher Gastbeitrag auf die betreffenden Gemein­ 
den umgelegt. 

Laut Finanzierungsplan ergibt der Kostenrahmen für diese Sanierung € 1.400.000,- exkl. MWSt. 
Von diesen Gesamtinvestitionskosten sind die zugesagten Fördermittel (BZ und LZ) von 
€ 1.330.000 in Abzug zu bringen. Der verbleibende Eigenmittelanteil von € 70.000,00 zuzüglich 
Kosten für die Zwischenfinanzierung (ca. € 80.000 Zinsaufwand) sowie der angefallenen Kosten 
für das Ausweichquartier (Miete, Betriebskosten, Adaptierungsmaßnahmen, ... ) werden im Haus­ 
haltsjahr 2026 von der Gemeinde Rutzenham auf die betroffenen Gemeinden umgelegt. Bei 60 
Kindern ergibt das eine Kopfquote von ca.€ 2.500,- pro Kind. 

) 

In der Zwischenzeit hat die Gemeinde Manning bei der Gemeinde Rutzenham angefragt, ob es 
möglich wäre, den 3-gruppigen Kindergarten um eine 4. Gruppe zu erweitern, da sie ab dem Jahr 
2026/2027 alle Kinder ihrer Gemeinde in den Kindergarten Bach schicken möchten (derzeit aufge­ 
teilt auf Bach und Ottnang). Hierzu wurde eine Bedarfsprüfung durchgeführt und mit Schreiben der 
OÖ Bildungsdirektion vom 16.05.2025 (GZ: BD-2019-400722/3) der Bedarf für eine 4. Kindergar­ 
tengruppe bestätigt. Darin wird auch hingewiesen, dass auch ohne eine Änderung des Einzugsge­ 
bietes aus der Gemeinde Manning am Standort Bach mittelfristig ein Anstieg des Bedarfs an Kin­ 
dergartenplätzen um knapp 10 Kinder zu erwarten ist. Die vertraglich vereinbarten Platzkontingen­ 
te in der „Wolke 8" werden im Arbeitsjahr 2025/2026 bereits in vollem Umfang beansprucht. 

Aufgrund der Gruppenerweiterung ist eine neue Planung vom Planungsbüro Hinterwirth Architek­ 
ten aus 4810 Gmunden erforderlich. Die Planungskosten für die 4. Gruppe werden von der Ge­ 
meinde Manning übernommen. Der Architekt rechnet für die 4. Gruppe mit Sanitärräumen, Mehr­ 
zweckräumen, Garderobe usw. mit Mehrkosten von etwa € 800.000,-. Sobald die Planung finali­ 
siert wurde, wird eine konkrete Kostenschätzung erstellt und beim Land OÖ um Erhöhung des 
Kostenrahmens angesucht. In der Zwischenzeit wird von ca. € 2.200.000 ausgegangen. Bei der 
95%igen Förderung erhöht sich somit der Eigenmittelanteil auf € 110.000 und die Kosten für die 
Zwischenfinanzierung auf voraussichtlich€ 120.000,-. Die Kopfquote erhöht sich somit bei 75 Kin­ 
der auf ca. € 3.100,-. 

Dieser Eigenmittelanteil wird auf die Kinder laut Bedarfsprüfung (Geburtenzahlen) aufgeteilt. Als 
Grundlage für die Kinderanzahl pro Gemeinde, soll der 3-Jahres-Schnitt der Kindergartenjahre 
2025/2026, 2026/2027 und 2027/2028 herangezogen werden. Grund hierfür ist, dass die Kinder­ 
zahlen hier jährlich steigen und die 4 Gruppen im Jahr 2027/2028 zum ersten Mal ausgelastet sein 
werden. Die Aufteilung laut Bedarfsprüfungsunterlagen sieht demnach folgendermaßen aus: 
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KIGA Jahr 2025/2026 2026/2027 2027/2028 3-Jahres-Schnitt 
Pitzenberg 15 11 9 12 
Pühret 27 25 32 28 
Rutzenham 8 7 6 7 
Manning 22 22 27 24 
Pilsbach 1 6 7 5 

73 71 81 75 

Sobald der finale Finanzierungsplan für 4 Gruppen seitens des Amtes der OÖ Landesregierung 
vorliegt, wird eine Vereinbarung gemäß § 28 des Oö. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes 
betreffend die Entrichtung eines außerordentlichen Gastbeitrages für die Sanierung des Kindergar­ 
tens Bach ausgearbeitet. Diese muss von allen beteiligten Gemeinden beschlossen werden. Bis 
zum Vorliegen dieser Vereinbarung soll die grundsätzliche Übernahme des außerordentlichen 
Gastbeitrages laut obenstehender Aufteilung von jeder Gemeinde beschlossen werden. 

Der Gemeinderat befürwortet grundsätzlich die Sanierung des Kindergartens und hebt die positi­ 
ven Vorteile hervor. 

GR Christian Mandl erkundigt sich, ob es Überschneidungen mit der Wolke 8 gibt. Amtsleiter Mar­ 
kus Wintersteiger teilt mit, dass für die Sanierung des Kindergartens eine Bedarfsprüfung durch 
das Land durchgeführt wurde und dabei auch die Wolke 8 mitberücksichtigt wurde. Die Beschluss­ 
fassung erfolgt im Sinne einer nachhaltigen und förderfähigen Sanierung im Interesse der Ge­ 
meinde. 

Nach kurzer Diskussion stellt der Bürgermeister den Antrag, der Gemeinderat möge be­ 
schließen, dass die Gemeinde Pitzenberg für die Generalsanierung mit Erweiterung des 
Kindergartens Bach, Gemeinde Rutzenham, den außerordentlichen Gastbeitrag in Höhe von 
voraussichtlich € 3.100 pro Kind laut oben genannter Aufstellung für 12 Kinder übernimmt. 
Die Berechnung der tatsächlichen Höhe erfolgt nach Vorlage der Endabrechnung im Jahr 
2026. 

Die Abstimmung erfolgt durch Handerheben und ergibt: EINSTIMMIGE ANNAHME 

) 

7. AT-Alert - Abschluss einer Vereinbarung mit den Mobilfunkbetreibern - Be­ 
schluss Ermächtigung Land OÖ zum Abschluss für die Gemeinde 

Der Bürgermeister übergibt dazu das Wort an Amtsleiter Markus Wintersteiger. Amtsleiter Markus 
Wintersteiger teilt mit, dass am 05.10.2024 in Österreich ein neues System zur Warnung der Be­ 
völkerung vor Katastrophen und sonstigen Gefahren startete. Das neue System AT-Alert hat zu 
diesem Zeitpunkt das bis· dahin bestehende Bevölkerungswarnsystem „Katwarn" abgelöst. 

Mit AT-Alert können, auch in Ergänzung zu den Zivilschutzsirenen, Nachrichten nicht nur bundes-, 
landes- oder bezirksweit, sondern auch regional bzw. lokal eingeschränkt (etwa für ein Gemeinde­ 
gebiet oder für Teile einer Gemeinde) verschickt werden. Im Anlassfall sollen dadurch möglichst 
viele Menschen in einem betroffenen Gebiet direkt erreicht werden. 
Im Zusammenhang mit der Nutzung von AT-Alert ist eine Vereinbarung zwischen der jeweils zu­ 
ständigen (Katastrophenschutz-)Behörde als Auftraggeber und den Mobilfunkbetreibern (vgl. § 3 
Abs. 3 der Verordnung des Bundesministers für Finanzen über die technische Ausgestaltung eines 
öffentlichen Warnsystems) abzuschließen. 
Bei der Nutzung von AT-Alert entstehen den Gemeinden keinerlei Kosten. 

Wenn eine Katastrophe nicht über das Gebiet einer Gemeinde hinausgeht und der Katastrophen­ 
schutz im Rahmen des eigenen Wirkungsbereichs besorgt werden kann, ist die Bürgermeisterin 
bzw. der Bürgermeister (in Städten mit eigenem Statut der Magistrat) zuständige Katastrophen- 



11 

schutzbehörde (vgl. § 3 Abs. 1 Z 1 Oö. KatSchG). Vor diesem Hintergrund müsste somit jede Ge­ 
meinde mit jedem Mobilfunkanbieter eine solche Vereinbarung abschließen. Um den diesbezügli­ 
chen Aufwand zu verringern, erklärt sich das Land Oberösterreich bereit, diese Vereinbarung im 
Namen aller Gemeinden abzuschließen. Dafür ist allerdings eine Ermächtigung des Landes 
Oberösterreich durch die Gemeinden notwendig - Ermächtigung laut Anlage TOP 7. 

Nach dem keine Fragen gestellt werden, stellt der Bürgermeister den Antrag, der Gemeinde­ 
rat möge beschließen, dass die Gemeinde Pitzenberg das Land Oberösterreich zum Ab­ 
schluss von Vereinbarungen mit Mobilfunkbetreibern für die Auslösung von Bevölke­ 
rungswarnungen mit AT-Alert und genehmigt die hierzu notwendige Ermächtigungsver­ 
einbarung laut Anlage TOP 7 ermächtigt. 
Die Anlage TOP 7 bildet einen wesentlichen Bestandteil dieses Beschlusses. 

Die Abstimmung erfolgt durch Handerheben und ergibt: EINSTIMMIGE ANNAHME 

) 

) 

8. Verkauf Teilfläche Grundstück Nr. 1717/6 (Hochstraße) - Beschluss Kaufvertrag 

Der Bürgermeister teilt mit, dass der Gemeinderat in der Sitzung am 03.12.2024 beschlossen hat, 
dass die Teilfläche des Grundstückes Nr. 1717/6 KG Pitzenberg im Ausmaß von rd. 350 m2 an den 
Grundeigentümer des Grundstückes Nr. 1687/2 KG Pitzenberg zum Grundpreis von 4,-- Euro je m2 

verkauft wird und sämtliche anfallende Kosten vom Käufer zu tragen sind. 
Das Vermessungsbüro DI Steindl hat die Vermessung am 15.10.2024 durchgeführt und mit Ver­ 
messungsurkunde GZ 6952-24 vom 26.03.2025 lt. Anlage TOP Ba beurkundet. Die Teilfläche 1 im 
Ausmaß von 350 m2 wird vom gemeindeeigenen Grundstück Nr. 1717/6 KG Pitzenberg abge­ 
schrieben und bildet das neue Grundstück Nr. 1717 /8 KG Pitzenberg. 

Das Notariat Dr. Zellinger verfasst derzeit auf Auftrag des Käufers den für die Abwicklung des 
Rechtsgeschäfts notwendigen Kaufvertrag. Dieser Kaufvertrag wird dem Gemeinderat zur Be­ 
schlussfassung vorgelegt werden und wird sobald er vorliegt als Anlage TOP 8b übermittelt. 

GR Hubert Brandmayr merkt an, dass eine Korrektur vorgemerkt werden sollte, dass das Grund­ 
stück von der Verkehrsfläche in Grünland in naher Zukunft umgewidmet werden sollte. 

Vizebgm. Wolfgang Kinberger wäre auch dafür im Zuge einer Überarbeitung dies zu korrigieren. 

Der Gemeinderat diskutiert weiter, einigt sich jedoch darauf den Vertrag ohne Änderungen zu 
beschließen. 

Nach kurzer Diskussion, stellt der Bürgermeister den Antrag, der Gemeinderat möge be­ 
schließen, dass die Gemeinde Pitzenberg an den Eigentümer des Grundstückes Nr. 1687/2 
KG Pitzenberg entsprechend der Vermessungsurkunde DI Steindl, GZ 6952-24 vom 
26.03.2025 (Anlage TOP Sa) vom gemeindeeigenen Grundstück Nr. 1717/6 KG Pitzenberg 
die Teilfläche 1 im Ausmaß von 350m2 zum Grundpreis von 4,-- Euro je m2 verkauft. 
Der Abschluss des entsprechenden Kaufvertrages laut Anlage TOP Sb wird genehmigt. 
Die Anlagen TOP Sa und TOP Sb bilden einen wesentlichen Bestandteil dieses Beschlus­ 
ses. 

Die Abstimmung erfolgt durch Handerheben und ergibt: 
12x Ja 
1x Stimme Enthaltung (BGM Franz Haghofer) 
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9. Verwendung freiwilliger C02-Ausgleich MSV Schwanenstadt - Beratung und Be­ 
schlussfassung 

Der Bürgermeister Franz Haghofer schlägt vor, die Bürgerinnen und Bürger aktiv in den C02- 

Ausgleich einzubeziehen. Im Rahmen dieses Engagements soll eine Liste mit Obstbäumen und 
Sträuchern erstellt werden, die von der Gärtnerei Christoph Köppl zu einem festgelegten Preis 
angeboten wird. Es ist vorgesehen, dass jeder Haushalt eine Förderung in Höhe von 50 % des 
Kaufpreises eines Baumes erhält, maximal jedoch 40 Euro pro Haushalt. Die restlichen Kosten 
werden von der Gemeinde übernommen, wenn der Betrag von 3500,- Euro des C02-Ausgleichs 
ausgeschöpft ist. Damit soll die Bevölkerung motiviert werden, aktiv an der nachhaltigen Gestal­ 
tung unserer Gemeinde mitzuwirken. 

Der Gemeinderat diskutiert weiter und schlägt außerdem vor, dass der ortsansässige Gärtner zwei 
Abholtage organisieren könnte, an denen die Bürgerinnen und Bürger ihre Bestellungen abholen 
können. 

Der Gemeinderat schlägt vor, dass die Bestellliste mit Sorten, Preisen und Stückzahlen per Flug­ 
blatt kommuniziert wird, das gleichzeitig die Informationen zum COrAusgleich und der Förderung 
enthält. Das Flugblatt wird eine Woche vor der Veranstaltung des MSV Schwanenstadt durch den 
Gemeinderat an die Haushalte verteilt. Der Vorschlag umfasst auch, dass die Werbung für die Ak- ) 
tion und das Bestellblatt gleichzeitig erfolgen, um eine klare und übersichtliche Kommunikation zu 
gewährleisten. 

EM Wilhelm Frickh berichtete zudem von einer erfolgreichen Aktion in einer anderen Gemeinde, 
bei der insgesamt 150 Bäume verkauft wurden. 

Der Gemeinderat beschließt folgenden Antrag, dass jeder Haushalt eine Förderung von 50 
% bis maximal 40 Euro für Bäume und Sträucher erhält. Die restlichen Kosten übernimmt 
die Gemeinde. 
Ein Rundschreiben mit Infos zum COz-Ausgleich und der Veranstaltung der MSV wird vom 
Gemeinderat als Flugblatt verteilt. Darin ist auch eine Bestellliste, die zugleich beim Gärtner 
abgegeben werden kann. Das Flugblatt wird eine Woche vor der Veranstaltung verteilt, um 
alle rechtzeitig zu informieren. 

Der Bürgermeister lässt über Verwendung freiwilliger C02-Ausgleich· MSV Schwanenstadt 
abstimmen. 

Die Abstimmung erfolgt durch Handerheben und ergibt: EINSTIMMIGE ANNAHME 

Allfälliges: 

DRINGLICHKEITSANTRAG 
Sanierung Volksschule Schwanenstadt - Vereinbarung gern. §§ 50 und 51 Oö. Pflichtschul­ 

organisationsgesetz 1992 betreffend die Entrichtung von Schulerhaltungsbeiträgen 

BGM Franz Haghofer übergibt dazu das Wort an Markus Wintersteiger. Markus Wintersteiger teilt 
mit, dass die Volksschule Schwanenstadt (Baujahr 1916) in die Jahre gekommen ist und saniert 
und entsprechend erweitert werden muss. Die Volksschule und der Schülerhort werden mit einer 
Doppelturnhalle und zwei Ebenen für die Verwaltung und Klassenräume erweitert und die denk­ 
malgeschützten Schulräumlichkeiten am Bestand werden saniert. 
Nach Rücksprache der Stadtgemeinde mit der Direktion Inneres und Kommunales und aufgrund 
der gesetzlichen Vorgaben sind die Instandhaltung und Sanierungsmaßnahmen als typische Be­ 
triebssituation einer öffentlichen Pflichtschule im Sinne des § 50 des Oö. Pflichtschulorganisati- 
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onsgesetzes 1992 dem laufenden Schulerhaltungsaufwand zuzuordnen und somit den eingeschul­ 
ten Gemeinden weiterzuverrechnen. 
Die Gesamtkosten für die Generalsanierung und Erweiterung der Volksschule und Hort belaufen 
sich auf 17.058.000 Euro, davon entfallen 15.048.000 Euro auf die Volksschule. Der Anteil für die 
Sanierung beträgt 6.633.509,83 Euro. Für die Sanierungskosten wird ein 37%iger Landeszu­ 
schuss und BZ-Mittel von 30% gewährt, sodass sich ein Restbetrag von 2.189.058,25 Euro ergibt, 
der aus Eigenmitteln zu tragen ist. 
Für die Aufteilung dieser Eigenmittel wurde ein Durchschnitt aus den Schülerzahlen der letzten 3 
Jahre herangezogen. Anhand der Durchschnittsberechnung trägt die Stadtgemeinde Schwanen­ 
stadt 60,07% auf die Umlandgemeinden entfallen 39,93 % somit 874.090,96 Euro. Die Gemeinde 
Pitzenberg hat laut dieser Berechnung einen Anteil von 7,04%, somit 61.536,-- Euro. Dieser Be­ 
trag ist in drei gleichen Jahressraten zu 20.512,-- Euro jeweils bis 01.05. in den Jahren 2026, 2027 
und 2028 zur Bezahlung fällig. Etwaige Kostenverringerungen oder -erhöhungen werden nach 
Abrechnung des Vorhabens berücksichtigt (Alle Beträge inklusive Umsatzsteuer). 

Für die Verrechnung dieses Schulerhaltungsbeitrages ist der Abschluss der Vereinbarung gemäß 
§§ 50 und 51 Oö. Pflichtschulorganisationsgesetz 1992 betreffend die Entrichtung von Schulerhal­ 
tungsbeiträgen bzw. Gastschulbeiträgen lt. Anlage TOP 10 notwendig. 

Amtsleiter Markus Wintersteiger merkt an, dass die Rücklagen derzeit vor allem für andere Zwecke 
genutzt werden, jedoch leider nicht ausreichend für eigene Projekte. Er betont außerdem, dass es 
besser im Interesse der Gemeinde gewesen wäre, solche Projekte bereits in dem mittelfristigen 
Ergebnis und Finanzplanung zu berücksichtigen und einzuplanen. 

Nach kurzer Diskussion, stellt der Bürgermeister den Antrag, der Gemeinderat möge be­ 
schließen, dass mit der Stadtgemeinde Schwanenstadt wird für die Sanierung der Volks­ 
schule Schwanenstadt die Vereinbarung gemäß §§ 50 und 51 Oö. Pflichtschulorganisati­ 
onsgesetz 1992 betreffend die Entrichtung von Schulerhaltungsbeiträgen bzw. Gastschul­ 
beiträgen (Anteil 7,04% - das sind 61.536,-- Euro) lt. Anlage TOP 10 abgeschlossen wird. 

Die Abstimmung erfolgt durch Handerheben und ergibt: EINSTIMMIGE ANNAHME 

Weitere Allfälligkeiten: 

Der Bürgermeister liest nachstehenden Bericht vom BAV Vöcklabruck vor: 

Der BAV hat in der Verbandsversammlung 01/2025 am 27.3.2025 unter TOP 6 einer 
) Grundsatzbeschluss zur Änderung des Sammelintervalls bei der öffentlichen/haushaltsnahen 

Altpapiersammlung von 6 auf 8 Wochen beschlossen. 

Eine Umstellung auf einen 8 wöchentlichen Sammelintervall beinhaltet folgende Maßnahmen und 
Vorteile: 
c> Kosteneinsparung von ca. EUR 135.000,00 pro Jahr (-EUR l,00 AWB pro Person). 
c> Umleitung der voluminösen Verpackungen - Kartonagen - in die ASZ. 
i:::::-> Dadurch Kundenbindung der Bürgerlnnen an die ASZ. 
c;> Entlastung des 240 Liter Altpapierbehälters durch weniger Schüttungen pro Jahr (6,5 statt 

8,6). 
~ Erhöhung bei der Lebensdauer der Altpapierbehälter. (derzeit sind ca. 37.784 240 Liter 

Behälter ei den Haushalten - Der Großteil wurde bereits vor 10 Jahren angekauft - Ein 
genereller Taus eh würde ca. EUR 1 Mio. kosten - nur zur Kosten Abschätzung} 

c> Darum ist eine breite Öffentlichkeitsarbeit zur Umstellung notwendig 
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Aus den genannten Gründen sollte diese Thematik auch in den Gemeinden zur Sprache kommen 
und in den Umweltausschüssen diskutiert werden. Die Gesamtsammelmenge der Verpackungen 
(Kartonagen) in den ASZ hat sich seit 2008 verdoppelt. In der haushaltsnahen Altpapiersammlung 
wird immer mehr Luft - Kartonagen - gesammelt. Dadurch hat sich die Altpapiersammlung von 
2024 auf 2025 um 28 Prozent verteuert. Nur durch die Umlenkung der Kartonagensammlung in 
die ASZ kann die Kostensteigerung von ca. EUR 135.000,00 abgefedert werden. Die 
Kostensteigerung ergibt umgerechnet EUÖR 1,00 AWB pro Person. 

Die Erhöhung des AWB von 2024 auf 2025, betrug ebenfalls EUR 1,00 pro Person, ohne jegliche 
anderen Kostensteigerungen eingerechnet. 

Gleichzeitig werden die ASZ attraktiver bzw. auf für andere Fraktionen zur Entsorgung sichtbar 
gemacht. Die Entsorgung von Kartonagen ist in allen ASZ des Bezirkes und vor allem in den neu 
gebauten ASZ mit komfortabler Abgabe mit Einwurfhaube bei den Presscontainer sehr praktisch. 
Nach Rücksprache mit der Energie AG Umweltservice GmbH wäre eine Umstellung mit 01.01.2026 
möglich. Für die Planungen der Energie AG - Logistik und Abfuhrplanung - ist eine Mitteilung/ 
Entscheidung des BAV bis Ende August 2025 notwendig. 

GR Hubert Brandmayr merkt an, dass eine ausführliche Information in der Gemeindezeitung für 
die Bürger und Bürgerinnen veröffentlich werden sollte. 

Der Gemeinderat steht der Änderung kritisch gegenüber. Diese Rückmeldung wird an den BAV 
weitergeleitet. 

Bürgermeister Franz Haghofer teilt mit, dass das Gemeindefest am 27.07.2025 stattfindet. 

GR Martin Werner erklärt, dass das Ferienprogramm bereits in Arbeit ist. Heuer werden sechs 
verschiedene Programme im Zeitraum von 17.7.2025 bis 28.8.2025 stattfinden. Angeboten wird 
eine Entdeckerwerkstatt mit Farben, Magneten und Strom, ein Programm in der Feuerwehr in 
Bach, eine Besichtigung beim Auinger und am 7.8.2025 werden am Nachmittag Boote gebaut, die 
an der Brücke in Pitzenbergholz im Bach starten und zum Ausklang gibt es am Spielplatz ein Kna­ 
cker grillen. Des Weiteren gibt es eine Märchenwanderung durch den Pitzenberger Wald und ein 
spezielles Entspannen für die Kinder. Zu unserem Ferienprogramm werden zusätzliche Angebote 
aus der Region ausgetragen, sodass die Bürger und Bürgerinnen umfassend informiert sind. 

Vizebgm. Wolfgang Kinberger teilt mit, dass die Calisthenic Anlage nach der Spielplatznorm abge­ 
nommen wurde und daher, wie vom Spielplatz abgenommen werden muss. 

Bürgermeister Franz Haghofer stellt fest das der Punkt „Mit dem Fahrrad zur GR-Sitzung" erledigt 
ist und evtl. im September wiederholt werden könnte. 

GR Christian Mandl fragt nach, ob es eine Beschwerdestelle von der Post gibt. Er meint, dass die 
Post vor Ort in der Zustellung ein systematisches Problem hat. Es könnte angedacht werden, die 
Telefon-Nummer für eine Beschwerdestelle in Linz in der Gemeindezeitung zu veröffentlichen. 

) 
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sit­ 
zung vom 11. März 2025 wurde folgender Einwand vorgebracht. 

VERMERK: 

) 

Gegen die vorliegende Verhandlungsschrift* wurden bis zur - bzw. während der Sitzung 
vom /f b.Of. :Zo?:7 keine Einwendungen erhoben*,~weflettfl~~eef8et1-t und deF bei­ 

. .g.e.b.efte.te_ß.Juss..g.e.fasst * 

Das ordnungsgemäße Zustandekommen der Verhandlungsschrift wird bestätigt: 

Pitzenberg, am _/4_b-_· o_<?_. _A_D_2 '5_· -- 

) 

ÖVP-Fraktion: _\A_,__tV1_·_r_Vu@,L~~a...---- 
/-·J)/h.TJ~·-, 

SPÖ-Fraktion:-'-~--~_,,,,._____..._~ .... ;--,....-=?:-·) ..... :·_··· __ 

FPÖ-Fraktion: ~ a ....,,~~-- ......... ------ 
,.,---.::--~--- ) 

GRÜNE-Fraktion: ,~~/ 
" - 



DRINGLICHKEITSANTRAG 
Es wird der Antrag gestellt, dem Tagesordnungspunkt 

Sanierung Volksschule Schwanenstadt - Vereinbarung gern. §§ 50 und 51 Oö. 
Pflichtschulorganisationsgesetz 1992 betreffend die Entrichtung von 

Schulerhaltungsbeiträgen 

die Dringlichkeit zuzuerkennen und diesen am Schluss der Tagesordnung unter dem 
Punkt Allfälliges zu behandeln. 

Die Stadtgemeinde Schwanenstadt muss die Volksschule Schwanenstadt umfassend 
sanieren und erweitern. Die Kosten für die Sanierung fallen gemäß §§ 50 Oö. 
Pflichtschulorganisationsgesetz 1992 in den laufenden Schulerhaltungsaufwand und sind 
auf die betreffenden Gemeinden umzulegen. Für die Erstellung des Finanzierungsplanes 
braucht die Stadtgemeinde die Zusagen der Gemeinden. Damit der Finanzierungsplan 
rechtzeitig für die Gemeinderatssitzung der Stadtgemeinde erstellt werden kann, ist eine 
rasche Rückmeldung erforderlich, weshalb die Dringlichkeit gegeben ist. 

Abstimmung: 

Amtsbericht für Behandlung unter Allfälliges: 

Die Volksschule Schwanenstadt (Baujahr 1916) ist in die Jahre gekommen und muss 
saniert und entsprechend erweitert werden. Die Volksschule und der Schülerhort werden 
mit einer Doppelturnhalle und zwei Ebenen für die Verwaltung und Klassenräume erweitert 
und die denkmalgeschützten Schulräumlichkeiten am Bestand werden saniert. 
Nach Rücksprache der Stadtgemeinde mit der Direktion Inneres und Kommunales und 
aufgrund der gesetzlichen Vorgaben sind die Instandhaltung und Sanierungsmaßnahmen 
als typische Betriebssituation einer öffentlichen Pflichtschule im Sinne des § 50 des Oö. 
Pflichtschulorganisationsgesetzes 1992 dem laufenden Schulerhaltungsaufwand 
zuzuordnen und somit den eingeschulten Gemeinden weiterzuverrechnen. 
Die Gesamtkosten für die Generalsanierung und Erweiterung der Volksschule und Hort 
belaufen sich auf 17.058.000 Euro, davon entfallen 15.048.000 Euro auf die Volksschule. 
Der Anteil für die Sanierung beträgt 6.633.509,83 Euro. Für die Sanierungskosten wird 
ein 37%iger Landeszuschuss und BZ-Mittel von 30% gewährt, sodass sich ein Restbetrag 
von 2.189.058,25 Euro ergibt, der aus Eigenmitteln zu tragen ist. 
Für die Aufteilung dieser Eigenmittel wurde ein Durchschnitt aus den Schülerzahlen der 
letzten 3 Jahre herangezogen. Anhand der Durchschnittsberechnung trägt die 
Stadtgemeinde Schwanenstadt 60,07% auf die Umlandgemeinden entfallen 39,93 % 
somit 874.090,96 Euro. Die Gemeinde Pitzenberg hat laut dieser Berechnung einen Anteil 

J von 7,04%, somit 61.536,-- Euro. Dieser Betrag ist in drei gleichen Jahressraten zu 
20.512,-- Euro jeweils bis 01.05. in den Jahren 2026, 2027 und 2028 zur Bezahlung fällig. 
Etwaige Kostenverringerungen oder -erhöhungen werden nach Abrechnung des 
Vorhabens berücksichtigt (Alle Beträge inklusive Umsatzsteuer). 

Für die Verrechnung dieses Schulerhaltungsbeitrages ist der Abschluss der Vereinbarung 
gemäß§§ 50 und 51 Oö. Pflichtschulorganisationsgesetz 1992 betreffend die Entrichtung 
von Schulerhaltungsbeiträgen bzw. Gastschulbeiträgen lt. Anlage TOP 10 notwendig. 

Antrag an den Gemeinderat: 
Mit der Stadtgemeinde Schwanenstadt wird für die Sanierung der Volksschule 
Schwanenstadt die Vereinbarung gemäß §§ 50 und 51 Oö. 
Pflichtschulorganisationsgesetz 1992 betreffend die Entrichtung von 
Schulerhaltungsbeiträgen bzw. Gastschulbeiträgen (Anteil 7,04% - das sind 
61.536,-- Euro) lt. Anlage TOP 10 abgeschlossen. 
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